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Übermittlungsvermerk 
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Betr.: Beseitigung der Steuergrenzen 

““ Verbrauchsteuersätze auf Mineralöle 

Die Delegationen erhalten beiliegend den geänderten Vorschlag für eine Richthnie 
des Rates zur Annäherung der Verbrauchsteuersätze auf Mineralöle, den die Kom- 
mission in der Anlage zu ihrem Schreiben vom 6. November 1989 übermittelt hat 
(Dok. 9775/89 FISC 166). 


Anl.: KOM (89) 526 endg. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanz- 
leramtes vom 8. Juni 1990. 

Diese Vorlage ist mit Schreiben der Kommission der Europäischen Gemeinschaften dem Herrn Präsidenten des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Soziaiausschusses zu der genannten 
Kommissionsverlage ist vorgesehen. 

Mit der unmittelbar bevorstehenden Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 

Gemäß § 93 Satz 3 GO-BT am 25. März 1991 angefordert, siehe auch Drucksache 12/210 Nr. 66. 
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Begründung 


I. Einleitung 

1. Dieser Vorschlag der Kommission enthält Ände- 
rungen ihres Vorschlags vom August 1987 über die 
Verbrauchsteuersätze auf Mineralöle, Im letzten Juni 
legte die Kommission in ihrer Mitteilung an den Rat 
und das Europäische Parlament über die Vollendung 
des Binnenmarktes und die Annäherung der indirek- 
ten Steuern [KOM(89) 260] die wesentlichen Ände- 
rungen in diesem Bereich dar. Für jede Erzeugnis- 
gruppe wird ein Mindestsatz oder eine Spanne für die 
Sätze festgesetzt, die in allen Mitgliedstaaten späte- 
stens ab 31. Dezember 1992 anzuwenden sind. Für 
jede dieser Erzeugnisgruppen werden Zielsätze fest- 
gesetzt. Diese stellen die langfristigen Ziele für die 
Konvergenzanstrengungen in den Mitgliedstaaten 
dar. 


II. Vorgeschichte 

2. Der in Dok. KOM(87) 327 dargelegte ursprüngli- 
che Ansatz der Kommission geht von einer Situation 
aus, bei der alle Mitgliedstaaten Verbrauchsteuern 
auf Mineralöle erheben. Diese Steuern sind aus- 
schließlich spezifische Steuern, d. h. daß sie in Geld- 
wert für eine bestimmte Erzeugnismenge berechnet 
werden. Die Sätze werden für jede der großen Erzeug- 
nisgruppen festgesetzt: Benzin (mit oder ohne Blei), 
Dieselkraftstoff, Heizöl, Schweröl, Kerosin und Flüs- 
siggas. Generell entsprechen diese verschiedenen 
Steuersätze in den einzelnen Mitgliedstaaten nicht 
einem globalen Konzept, sondern sind historisch ge- 
wachsen. Außerdem weisen die in den verschiedenen 
Ländern der Gemeinschaft auf die Mineralölgruppen 
angewandten Sätze große Unterschiede auf, obwohl 
diese bei den Mineralölerzeugnissen noch weniger 
ausgeprägt sind als bei anderen Erzeugnisgruppen, 
auf die Verbrauchsteuern erhoben werden. 

3. Unter diesen Umständen wurde eine im wesentli- 
chen pragmatische Strategie gewählt. Auf der Grund- 
lage der akzeptierten Erzeugnisgruppen und der da- 
mals in den Mitgliedstaaten geltenden Sätze (grund- 
sätzlich die vom 1. April 1987) hatte die Kommission 
eine Reihe von Durchschnittssätzen vorgeschlagen, 
die zu Zielsätzen der Gemeinschaft für den 31. De- 
zember 1992 werden sollten. 

Dieser Vorschlag wurde (mit dem Rest des Steuerpa- 
kets) im Rat und im Parlament geprüft. Es zeigte sich, 
daß ein rascher Übergang von den geltenden Sätzen 
zu den vorgesehenen Zielsätzen in vielen Mitglied- 
staaten erhebliche praktische Probleme vor allem in 
bezug auf die Steuereinnahmen aufwerfen würde. 

Daher teilte die Kommission im letzten Juni mit, daß 
sie einen flexibleren Ansatz für die Annäherung der 
Verbrauchsteuersätze plane. 


III, Flexibilität und Aufhebung der 
Steuergrenzen im Jahr 1992 

4. Jeder neue Vorschlag zur Lösung dieser Probleme 
muß die Einheitliche Europäische Akte berücksichti- 
gen. Für die Mineralöle bedeutet dies in der Praxis, 
daß die gewählten Sätze und Regelungen nicht den 
Grundsatz der Aufhebung der Steuerkontrollen an 
den innergemeinschaftlichen Grenzen in Frage stel- 
len dürfen. Außerdem muß der gewählte Ansatz den 
jeweiligen handelspolitischen Realitäten der Erzeug- 
nisse und der Verbrauchsstruktur in der Gemeinschaft 
Rechnung tragen. 

Bei den Mineralölen, die einen wichtigen industriel- 
len und kommerziellen Input darstellen, setzen die 
Auswirkungen unterschiedlicher Steuersätze auf den 
Wettbewerb der Flexibilität Grenzen. 

5. Deshalb unterscheidet die Kommission zwischen 
Erzeugnissen, die im wesentlichen für den privaten 
Endverbrauch bestimmt sind (bei denen die Gefahr 
von Verzerrungen gering ist), und Erzeugnissen, die 
vor allem gewerblichen Zwecken dienen (bei denen 
die Auswirkungen in bezug auf Wettbewerbsverzer- 
rungen auf der Hand liegen). Das Ergebnis ist, daß 
Benzin (mit oder ohne Blei) anders behandelt werden 
kann als Dieselkraftstoff und Schweröl. Das Heizöl 
nimmt einen besonderen Platz ein, da die Angebots- 
struktur einen speziellen Ansatz erfordert, obwohl es 
vor allem dem privaten Verbrauch dient. 

6 . Auch die verschiedenen anderen Faktoren sind zu 
berücksichtigen, die die Festsetzung der Höhe der 
Steuern beeinflussen. Bei den Mineralölen schlagen 
sich die jeweiligen nationalen Politiken im Energie-, 
Verkehrs- bzw. Umweltbereich in der Vielfalt der gel- 
tenden Sätze nieder. Die Kommission hat der Bedeu- 
tung umweltpolitischer Erfordernisse bei den Sätzen 
besondere Beachtung geschenkt, bei gleichzeitiger 
Berücksichtigung der Verkehrs- und der Energiepoli- 
tiken. 


IV. Art der Flexibilität 

7. Aus den obigen Gründen (Erfordernisse der Ener- 
gie-, der Verkehrs- und der Umweltpolitik) sowie den 
verschiedenen Überlegungen in der Mitteilung an das 
Parlament und den Rat [KOM(89) 260] wird deutlich, 
daß eine Flexibilität je nach Erzeugnis in Form von 
Mindestsätzen oder Spannen gerechtfertigt ist. 

8. In der Praxis wird diese Flexibilität wie folgt aus- 
sehen: 

8.1 Am 1. Januar 1993 wird eine erste Annäherung 
der Sätze stattfinden; Die einzelnen Mitgliedstaaten 
müssen für Benzin (mit oder ohne Blei), LPG, Methan 
und Kerosin als Treibstoff mindestens die festgesetz- 
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ten Mindestsätze und für Dieselkraftstoff, Heizöl und 
Schweröl Sätze anwenden, die innerhalb der festge- 
setzten Spannen liegen. 

8.2 Nach diesem Zeitpunkt soll sich diese Anfangs- 
flexibilität in einer Annäherung der Sätze an Richt- 
werte äußern, die als Zielsätze bezeichnet werden und 
mit denen hauptsächlich bezweckt wird, die Ziele des 
Binnenmarkts zu beachten. 

Diese Sätze werden auf Gemeinschaftsebene mit der 
Verkehrs- und Energiepolitik und mit den Umwelter- 
fordernissen vereinbar sein müssen. 

Es ist wichtig, die Ergebnisse der derzeit laufenden 
Untersuchungen abzuwarten und den Orientierungen 
nicht vorzugreifen, die die Kommission in diesen Be- 
reichen Vorschlägen wird. So wird auch die Höhe der 
Zielsätze in dieser Richtlinie nicht festgelegt. Die 
Kommission wird dem Rat bis zum 31. Dezember 1990 
einen Richtlinienvorschlag hierzu unterbreiten. 

8.3 Um die Anpassung der Sätze durch die Mitglied- 
staaten zu erleichtern und um Wettbewerbsverzer- 
rungen aufgrund des Fortbestehens unterschiedlicher 
Sätze zu verringern, werden nur Änderungen geneh- 
migt, die die Konvergenz in Richtung auf die Zielsätze 
fördern. 

8.4 Alle zwei Jahre wird die Höhe der verschiedenen 
Sätze (Mindestsatz, Spannen und Zielsatz) vom Rat 
anhand eines Berichts der Kommission überprüft, um 
auf Vorschlag der Kommission eventuelle Anpassun- 
gen der Sätze vor allem nach Maßgabe der Entwick- 
lung der Gemeinschaftspolitik in den verschiedenen 
Bereichen (Verkehr, Energie, Umwelt) zu beschlie- 
ßen. 

Unabhängig von dieser Anpassung nimmt der Rat alle 
zwei Jahre auf Vorschlag der Kommission eine Inde- 
xierung der verschiedenen Sätze mit dem Ziel vor, 
ihren Realwert zu erhalten. 


V. Analysen nach Erzeugnisgruppen 
A. Superbenzin (verbleit) 

9. Die Benzinsteuern machen fast 40% des Ver- 
brauchsteueraufkommens in der Gemeinschaft aus 
und sind damit die wichtigsten Verbrauchsteuern. 
Deshalb ist in den Mitgliedstaaten, in denen die Steu- 
ern hoch sind (und für die die Angleichung der Steu- 
ersätze Einnahmeausfälle bedeuten) eine Flexibilität, 
die geeignet ist, die Anpassungslast zu erleichtern, 
von großer Bedeutung. 

10 . Benzin ist im wesentlichen ein für den Endver- 
brauch bestimmtes Erzeugnis, von dem der Verbrau- 
cher relativ kleine Mengen (der normale Tank eines 
Autos) unter Zahlung der Verbrauchsteuern und der 
Mehrwertsteuer kauft. Die Sicherheitsvorschriften be- 
schränken den Transport von Mengen für kommer- 
zielle Zwecke auf zugelassene Wirtschaftsteilnehmer. 
Kontrollen grenzüberschreitender Käufe gibt es prak- 
tisch nicht, und es sieht so aus, daß nach Auffassung 
der Mitgliedstaaten die Verlagerungen der Handels- 
ströme annehmbare Grenzen nicht überschreiten. 


11 . Wenn jedoch signifikante Preisunterschiede 
nach 1992 fortbestünden, könnte die Aufhebung aller 
Grenzkontrollen den betrügerischen Transport von 
Benzin fördern. Die Benzinpreise vor Steuern sind zur 
Zeit in den einzelnen Mitgliedstaaten sehr unter- 
schiedlich, sogar zwischen Nachbarländern. Eine Un- 
tersuchung der allgemeinen Preisstruktur zeigt, daß 
die Faktoren, die diesen Preisunterschieden in der 
Endstufe zugrunde liegen, nicht immer steuerlichen 
Charakters sind. Wenn man davon ausgeht, daß die 
Marktkräfte zum Verschwinden der Komponenten 
der Preisunterschiede führen werden, die nicht auf 
tatsächlichen Kostenunterschieden beruhen, ist es un- 
erläßlich, daß die Steuersätze sich schließlich annä- 
hern. 

12 . Der Vorschlag von 1987 sah einen Satz von 
340 ECU je 1 000 1 vor, was einfach dem arithmeti- 
schen Mittel der geltenden Sätze entsprach. (Der ge- 
wogene Satz für den Verbrauch betrug 337 ECU.) 

13. Bis dahin wird vorgeschlagen, einen Mindestsatz 
von 337 ECU einzuführen. 

14 . Dies bringt keine sofortige Veränderung der 
Sätze der meisten Mitgliedstaaten, da diejenigen, de- 
ren Sätze unter dem vorgesehenen Mindestsatz lie- 
gen, diese bis zum 31. Dezember 1992 anheben müs- 
sen. 


B. Bleifreies Benzin 

15 . Statistiken über den Marktanteil von bleifreiem 
Benzin sind rasch überholt, in den Mitgliedstaaten 
jedoch, in denen stark für bleifreies Benzin geworben 
wurde, stellt es zur Zeit fast 50% des Gesamtver- 
brauchs dar. 

Es ist jedoch klar, daß die Umstellung auf bleifreies 
Benzin weitgehend von der Gewährung einer steuer- 
lichen Vorzugsbehandlung abhängt, die dazu be- 
stimmt ist, die zusätzlichen Kosten der Raffinierung, 
Verteilung und Werbung anzugleichen, die normaler- 
weise wahrscheinlich auf die Einzelhandelspreise 
überwälzt würden. 

1 6. Die Produktion und Verteilung von relativ gerin- 
gen Mengen bleifreien Benzins bedeutete für die 
Branche sicherlich zusätzliche fixe und sonstige Ko- 
sten. Die ursprüngliche Rechtfertigung eines Vor- 
zugssatzes war, die zusätzlichen Kosten auszuglei- 
chen und damit eine Anhebung der Preise zu vermei- 
den. 

Außerdem bedurfte es eines positiven Anreizes, um 
die Verbraucher zur Umstellung zu veranlassen. 

17. Statt einen Satz für bleifreies Benzin vorzuschla- 
gen, hatte es die Kommission 1987 vorgezogen, einen 
(damals auf 30 ECU festgesetzten) Abschlag zugun- 
sten des umweltfreundlichen Erzeugnisses ins Auge 
zu fassen. Dieser Satz basierte auf dem durchschnitt- 
lichen Unterschied in den vier (jetzt sieben) Mitglied- 
staaten, die diesen Ansatz gewählt hatten. 

18 . Nunmehr wird vorgeschlagen, diesen Unter- 
schied auf 50 ECU anzuheben, nicht, weil diese Zahl 
den derzeitigen Durchschnitt darstellt, sondern weil 
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sie dem Anreiz entspricht, der in den Mitgliedstaaten, 
in denen die Einführung von bleifreiem Benzin beson- 
ders erfolgreich war, für notwendig gehalten wird und 
um den Gesichtspunkt des Umweltschutzes zu unter- 
streichen. 

19. Es kann davon ausgegangen werden, daß mit 
steigendem Marktanteil und zunehmenden Absatz- 
mengen bleifreien Benzins die zusätzlichen Kosten je 
Einheit abnehmen werden. Diese Verringerung 
könnte besonders deutlich werden, wenn bleifreies 
Benzin der Marktführer würde. Deshalb sollten die 
Bestimmungen zur regelmäßigen Überprüfung der 
Sätze eine Verringerung des Unterschiedes nach 
Maßgabe der Verringerung der Grenzkosten vorse- 
hen. 

20. Dieser Vorschlag hat zur Folge, daß die Mitglied- 
staaten, deren Verbrauchsteuersätze zur Zeit die Ein- 
führung von bleifreiem Benzin nicht fördern, gezwun- 
gen wären, ihre Politik auf diesem Gebiet zu ändern. 
Außerdem müßten die meisten Mitgliedstaaten, die 
für bleifreies Benzin eine Steuerermäßigung gewäh- 
ren, eine gewisse Erhöhung des Unterschiedes vorse- 
hen. 


C. Dieselkraftstoff 

21. Der Verbrauch von Dieselkraftstoff betrifft in er- 
ster Linie den industriellen und gewerblichen Bereich. 
Individuelle Käufe — auf Einzelhandelsstufe durch 
Endverbraucher — können relativ hoch sein. Bei Feh- 
len von Grenzkontrollen ist es angesichts der relativ 
großen Kapazität der Tanks gewerblicher Fahrzeuge 
schwierig, ein effizientes Mittel zu finden, um die 
Wirtschaftssubjekte daran zu hindern, da einzukau- 
fen, wo die Preise am günstigsten sind. 

22. Obwohl der Dieselkraftstoff sicher nicht die 
wichtigste Kostenkomponente im Straßentransport 
ist, reicht die Preisempfindhchkeit aus, um die Fahr- 
zeuge zu veranlassen, gegebenenfalls durch einen 
Mitghedstaat mit wenig attraktiven Preisen hindurch- 
zufahren, um da zu tanken, wo die Preise niedriger 
sind. Dieser Aspekt muß sicherlich in Betracht gezo- 
gen werden, sofern die geltenden Sätze nicht stärker 
angeglichen werden. Die Verlagerungen und Verzer- 
rungen, die sich hieraus für den Güterkraftverkehr 
ergäben, würden der Verwirklichung des Binnen- 
marktes in starkem Maße schaden. 

23. 1987 wurde ein harmonisierter Satz von 177 ECU 
je 1 000 Liter (auf der Basis des gewogenen arithme- 
tischen Mittels) vorgeschlagen. Aus den oben ange- 
führten Gründen ist es wichtig, daß das langfristige 
Ziel eines Einheitssatzes beibehalten wird. Um die 
Anpassungsschwierigkeiten etwas zu erleichtern, 
wird jetzt vorgeschlagen, eine Spanne von 195 bis 
205 ECU je 1 000 Liter festzusetzen. Dies würde erlau- 
ben, den Einfluß unterschiedlicher Sätze auf die Preis- 
unterschiede erheblich zu verringern und einen er- 
sten Schritt auf dem Weg zu einem Zielsatz darzustel- 
len. 

24. Unabhängig von den Änderungen der Ver- 
brauchsteuer auf Dieselkraftstoff werden die meisten 
Mitgliedstaaten die Auswirkung der Annäherung auf 


die Relation zwischen der Besteuerung von Benzin 
und Dieselkraftstoff berücksichtigen müssen. Für Pri- 
vate ist Dieselkraftstoff sicherhch ein Substitut von 
Benzin als Treibstoff. In den Mitgliedstaaten, in denen 
der Unterschied zwischen der Verbrauchsteuer auf 
Benzin und der Verbrauchsteuer auf Dieselkraftstoff 
vor allem letzteren begünstigt, werden im allgemei- 
nen Maßnahmen zum Ausgleich der Attraktivität der 
geringeren Kosten von Dieselkraftstoff getroffen 
(durch Erhebung einer höheren Kraftfahrzeugsteuer 
für Dieselfahrzeuge). Es besteht kein Grund, diesen 
Ansatz nicht beizubehalten und auch in anderen Mit- 
gliedstaaten anzuwenden, die die Auswirkungen ei- 
nes Rückgangs des Preises von Dieselkraftstoff auf 
ihre Steuereinnahmen fürchten. 


D. Heizöl 

25. Die Auswirkungen der Besteuerung auf den Ver- 
kaufspreis ist von entscheidender Bedeutung, was das 
Wettbewerbsgleichgewicht zwischen Heizöl und an- 
deren Brennstoffen, insbesondere Erdgas, anbelangt. 
Obwohl der vor geschlagene Satz die Situation in eini- 
gen Mitgliedstaaten ändert, bestehen bereits Preisun- 
terschiede vor Steuern, die in einigen Fällen größer 
sind als die Unterschiede der Verbrauchsteuersätze. 

26. 1987 wurde die Zahl von 50 ECU je 1 000 Liter 
(auf der Grundlage des gewogenen arithmetischen 
Mittels) vorgeschlagen. Die Art des Erzeugnisses und 
die Angebotsstruktur sprechen für einen einzigen 
Satz. Wie bei den anderen Mineralölen besteht ein 
gewisser grundsätzlicher Konsens, für Heizöl stark 
angenäherte Sätze anzustreben. Eine Spanne von 47 
bis 53 ECU je 1 000 Liter würde eine gewisse Flexibi- 
lität erlauben, die mit diesem Ziel vereinbar bliebe. 


E. Schweröl 

27. Die Angebotsstruktur bei Schweröl ähnelt der 
von Heizöl, nur daß der Verbrauch fast ausschheßhch 
industriellen oder gewerblichen Zwecken dient. Aus 
praktischen und wettbewerblichen Gründen sollten 
daher die Sätze so nahe wie möglich angeglichen wer- 
den. 

28. 1987 wurde ein harmonisierter Satz von 17 ECU 
je Tonne (auf Basis des gewogenen arithmetischen 
Mittels) vorgeschlagen. Seitdem wurde der Grundsatz 
eines Zielsatzes weitgehend akzeptiert. Jedoch ist zu 
bemerken, daß im Vergleich zu anderen Mineralölen 
die Steuerinzidenz auf den Endpreis relativ gering 
ist. 

29. Jetzt wird vorgeschlagen, eine enge Spanne von 
16 bis 18 ECU je Tonne vorzusehen. 

F. Gas — Flüssiggas (LPG) und Methan 

30. Für als Treibstoff für Kraftfahrzeuge verwende- 
ten LPG wurde 1987 ein harmonisierter Satz von 
85 ECU je 1 000 Liter (auf Basis des gewogenen arith- 
metischen Mittels) vorgeschlagen. Außerdem sollte 
die (begrenzte) Verwendung von Methan als Treib- 
stoff zum gleichen Satz besteuert werden. 
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31 . Wird LPG als Treibstoff für Motoren verwendet, 
so ist die Relation zwischen der Verbrauchsteuer auf 
LPG und der auf Benzin äußerst wichtig. Es ist daher 
angebracht, einen gleichen Ansatz wie bei Benzin zu 
wählen. 

Es wird vorgeschlagen, zum 1. Januar 1993 einen 
Mindestsatz von 84,5 ECU je 1 000 Liter festzuset- 
zen. 

Die Mitgliedstaaten, die eine höhere Steuer auf LPG 
erheben, können ihren Satz vorläufig beibehalten. 


G. Kerosin 

32 . Im Vorschlag von 1987 hing die steuerliche Be- 
handlung von Kerosin von seiner Verwendung ab. Bei 
Verwendung als Treibstoff war die Steuer die gleiche 
wie bei Benzin, bei Verwendung als Brennstoff und 
für andere Zwecke wurde ein Satz wie bei Heizöl vor- 
gesehen. 

33 . In diesem geänderten Vorschlag wird der glei- 
che Ansatz gewählt. 


5 



Drucksache 12/327 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


COMPARISON OF EXCISE RATES/1000 Lt 

LEADED PETROL 

P„,. Minimum rate proposed 337 ECU 



BE DK DE FR EL IE IT LU NL GB ES PT 


■■ 1987 1989 

1. Part of the change in rates arises from ecu movements. 

2. Certain rates are average or representative. 
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COMPARISON OF EXCISE RATES/1000 Lt 

UNLEADED PETROL 

ECU 



BE DK DE FR EL IE IT LU NL GB ES PT 


■■ 1987 n 1989 « 

Minimum rate proposed 287 ECLC* 

1. Hart of the change in rates arises from ecu movements. 

2. Certain rates are average or representative. 
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COMPARISON OF EXCISE RATES/1000 Lt 

ROAD DIESEL 


ECU 



1. Pari of Ihe change in rates arises from ecu movements. 

2. Cerlain rates are average or representative. 
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COMPARISON OF EXCISE RATES/1000 Lt 

HEATING GAS OIL 

ECU 

250 

200 

150 

100 

50 

0 

BE DK DE FR EL IE IT LU NL GB ES 

H 1987 H 1989 

Rate band 47-53 ECU 

1. Part of the change in rates arises from ecu movements 

2. Certain rates are average or represeniative 

3. in Denmark the tax is repaid to commercial users 
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COMPARISON OF EXCISE RATES/TONNE 

HEAVY FUEL OIL 
Rate band 16-18 ECU 



1. Part of the change In rates arises from ecu movements 

2. Certain rates are average or representative 

3. In Oenmark the tax is repaid to commercial users 
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Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Annäherung der 
Verbrauchsteuersätze auf Mineralöle 

Originaltext (KOM(87)327 endg.) Geänderter Vorschlag 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- unverändert 
sehen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar- 
tikel 99, 


auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Richtlinie . . . des Rates enthält Bestimmungen 
über die Struktur der Verbrauchsteuern auf Mineral- 
öle. 

Für die Errichtung eines Binnenmarktes ohne Gren- 
zen ist es notwendig, auf diese Erzeugnisse gemein- 
same Verbrauchsteuersätze anzuwenden. 


Es sind Bestimmungen für eine periodische Anpas- 
sung dieser gemeinsamen Steuersätze zu erlassen. 

Die Verbrauchsteuer auf Mineralöle sollte als spezifi- 
sche Steuer nach einer bestimmten Erzeugnismenge 
berechnet werden — 


unverändert 

unverändert 


unverändert 


unverändert 

unverändert 


Um zu einem Konvergenzprozeß zu gelangen, müssen 
Verbrauchsteuer- Zielsätze für die einzelnen Erzeug- 
nisse festgelegt werden. 

Diese Zielsätze tragen der Energie-, Umwelt- und 
Verkehrspolitik der Gemeinschaft Rechnung. 

Um den Leitlinien, die die Kommission für diese Berei- 
che Vorschlägen wird, nicht vorzugreifen, wird die 
Kommission bis zum 31. Dezember 1990 einen Vor- 
schlag zur Festlegung der Höhe der Zielsätze vorle- 
gen. 

Es ist eine regelmäßige Anpassung dieser Zielsätze 
vorzusehen. 

unverändert 


Die sofortige Anwendung dieser Zielsätze ist in unmit- 
telbarer Zukunft in Anbetracht der unterschiedlichen 
Situation in den Mitgliedstaaten nicht durchführbar; 
diese Sätze sind daher flexibel in Form von Mindest- 
sätzen oder Spannen von Sätzen festzulegen, um bis 
zum 1. Januar 1993 einen Binnenmarkt ohne Grenzen 
zu errichten. 


Diese Richtlinie enthält Mindestsätze, Zielsätze und 
Spannen, die an die Preisentwicklung angepaßt wer- 
den müßten; der Rat sollte die entsprechenden Be- 
schlüsse nach einem vereinfachten Verfahren fas- 
sen — 
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Originaltext 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ab 31. Dezember 1992 wenden die Mitgliedstaaten 
gemäß den Bestimmungen dieser Richtlinie gemein- 
same Verbrauchsteuersätze auf Mineralöle an. 


Artikel 2 

Diese Richtline gilt für die in der Richtlinie . . . defi- 
nierten Mineralöle. 

Artikel 3 

Die in dieser Richtlinie festgesetzten gemeinsamen 
Verbrauchsteuersätze werden nach Maßgabe von 
dem Rat auf Vorschlag der Kommission vor dem 1. Ja- 
nuar 1989 zu erlassenden Richtlinien in regelmäßigen 
Abständen angepaßt. 


Artikel 4 

Der gemeinsame Verbrauchsteuersatz für verblei- 
tes Benzin beträgt 340 ECU je 1 000 Liter. Der gemein- 
same Verbrauchsteuersatz für bleifreies Benzin be- 
trägt 310 ECU je 1000 Liter. 


Artikel 5 

Der gemeinsame Verbrauchsteuersatz für Diesel- 
kraftstoff beträgt 177 ECU je 1000 Liter. 


Artikel 6 

Der gemeinsame Verbrauchsteuersatz für leichtes 
Heizöl beträgt 50 ECU je 1 000 Liter. 


Geänderter Vorschlag 
HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten wenden nach Maßgabe dieser 
Richtlinie Verbrauchsteuer-Zielsätze auf Mineralöle 
an. Zur Festlegung der Höhe dieser Sätze unterbreitet 
die Kommission bis zum 31, Dezember 1990 einen 
Richtlinienvorschlag. 

Artikel la 

Spätestens ab 1. Januar 1993 wenden die Mitglied- 
staaten gemäß dieser Richtline Steuersätze an, die 
nicht unter den Mindestsätzen oder gegebenenfalls 
innerhalb der vorgeschriebenen Spannen liegen. 

Artikel 2 

unverändert 


Artikel 3 

1. Alle zwei Jahre, erstmals spätestens am 31. Dezem- 
ber 1994, überprüft der Rat auf der Grundlage ei- 
nes Berichts und gegebenenfalls eines Vorschlags 
der Kommission die in dieser Richtlinie festgesetz- 
ten Zielsätze, Mindestsätze und Spannen und trifft 
einstimmig die notwendigen Maßnahmen. 

2. Auf jeden Fall trifft der Rat alle zwei Jahre, erstmals 
spätestens am 31. Dezember 1994, mit qualifizier- 
ter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission und 
nach Anhörung des Europäischen Parlaments die 
notwendigen Maßnahmen, um den Realwert der in 
dieser Richtlinie festgesetzten Zielsätze, Mindest- 
sätze und Spannen zu erhalten. 

Artikel 4 

Ab 1. Januar 1993 wird der Verbrauchsteuersatz für 
verbleites Benzin auf 337 ECU je 1000 Liter festge- 
setzt. 


Artikel 4 a 

Ab 1. Januar 1993 liegt der Verbrauchsteuersatz für 
bleifreies Benzin um 50 ECU unter dem Verbrauch- 
steuersatz für verbleites Benzin. 

Artikel 5 

Ab 1. Januar 1993 beträgt der Verbrauchsteuersatz 
für Dieselkraftstoff nicht weniger als 195 ECU und 
nicht mehr als 205 ECU je 1 000 Liter. 

Artikel 6 

Ab 1. Januar 1993 beträgt der Verbrauchsteuersatz 
für Heizöl nicht weniger als 47 ECU und nicht mehr als 
53 ECU je 1000 Liter. 
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Artikel 7 

Der gemeinsame Verbrauchsteuersatz für schweres 
Heizöl beträgt 17 ECU je 1000 kg. 


Artikel 8 

Der gemeinsame Verbrauchsteuersatz für Flüssig- 
gas (LPG) und Methan zur Verwendung als Treibstoff 
beträgt 85 ECU je 1 000 Liter. 

Artikel 9 

1. Der gemeinsame Verbrauchsteuersatz für Kerosin 
zur Verwendung als Treibstoff beträgt 340 ECU je 
1000 Liter. 

2. Der gemeinsame Verbrauchsteuersatz für Kerosin 
zur Verwendung für andere Zwecke beträgt 
50 ECU je 1000 Uter. 


Artikel 10 

Die MitgUedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um die- 
ser Richthnie bis 31. Dezember 1992 nachzukommen. 
Sie teilen der Kommission alle einzelstaatlichen Be- 
stimmungen mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie 
fallenden Gebiet treffen. 

Artikel 11 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Geänderter Vorschlag 

Artikel 7 

Ab 1. Januar 1993 beträgt der Verbrauchsteuersatz 
für Schweröl nicht weniger als 16 ECU und nicht mehr 
als 18 ECU je 1 000 kg. 

Artikel 8 

Ab 1. Januar 1993 beträgt der Verbrauchsteuermin- 
destsatz für Rüssiggas (LPG) und Methan zur Ver- 
wendung als Treibstoff 84,5 ECU je 1000 Liter. 

Artikel 9 

1. Ab 1. Januar 1993 beträgt der Verbrauchsteuer- 
mindestsatz für Kerosin zur Verwendung als Treib- 
stoff 337 ECU je 1 000 Uter. 

2. Ab 1. Januar 1993 beträgt der Verbrauchsteuersatz 
für Kerosin zur Verwendung für andere Zwecke 
nicht weniger als 47 ECU und nicht mehr als 
53 ECU je 1 000 Liter. 

Artikel 10 

Ab 1. Januar 1993 können die Mitgliedstaaten die 
Sätze ihrer Verbrauchsteuern auf Mineralöle ändern, 
sofern sie sie dadurch den gemäß Artikel 1 festgesetz- 
ten Zielsätzen annähern. 


Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten setzen spätestens bis zum 
31. Dezember 1992 die erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften in Kraft, um dieser Richtlinie 
nachzukommen. Sie teilen der Kommission alle inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem 
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Die aufgrund des ersten Absatzes erlassenen Vor- 
schriften enthalten eine ausdrückliche Verweisung 
auf diese Richtlinie. 

Artikel 12 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Finanzbogen 


I. Führt die Anwendung dieses Richtlinienvorschlags zu einer Erhöhung der Mittel 
der Gemeinschaft? 

Die Auswirkung der Anwendung des Richtlinienvorschlags läßt sich in bezug auf die 
MwSt. -Eigenmittel nicht quantifizieren. 


Folgenabschätzung für kleine und mittlere Unternehmen und für die Beschäftigung 

Annäherung der Steuern auf Mineralöle 

Die Angleichung der indirekten Steuern (MwSt. und Verbrauchsteuern) ist im Rah- 
men der Aufhebung der Steuergrenzen notwendig und fügt sich in den Gesamtrah- 
men der Maßnahmen für die Vollendung des Binnenmarktes ein. 

Zu dem Inhalt dieser Folgenabschätzung wird auf die 1987 zu dem Richtlinienvor- 
schlag KOM(87) 325 erstellten Folgenabschätzung verwiesen, da sich die Situation 
auf dem Mineralölsektor seit zwei Jahren kaum geändert hat. 

I. Neue administrative Verpflichtungen, die den Unternehmen aus der Anwen- 
dung dieser Richtlinie erwachsen; 

— Gleiche Verpflichtungen wie 1987 dargelegt. 

II. Vorteile für die Unternehmen: 

— Die Vorteile, die sich aus der Annäherung der Sätze ergeben, ließen sich 
nicht umreißen. 

III. Nachteile für die Unternehmen (zusätzliche Kosten): 

— Die Anwendung dieser Richtlinie zieht keinerlei zusätzliche Kosten für die 
Unternehmen nach sich. 

IV. Auswirkungen auf die Beschäftigung: 

~ Die Auswirkungen, die eine Annäherung der Steuern auf die Beschäftigung 
in dem betroffenen Sektor haben könnte, lassen sich nicht ermitteln. 

V. Die Sozialpartner wurden nicht konsultiert. 

VI. Eine flexiblere Alternativlösung kann im Rahmen der Aufhebung der Steuer- 
grenzen nicht ins Auge gefaßt werden. 
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